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Geleitwort der Herausgeber 

Europä is ie rung u n d In te rna t iona l i s ie rung fordern die Rechtswissenschaft in be-
sonderem Maße heraus . Die E in te i lung in Fachgebiete u n d das Verhältnis z u ande-
ren Sozialwissenschaften bedü r f en der kr i t ischen N e u b e w e r t u n g angesichts viel-
facher Wechselwirkungen. Querbezüge zwischen wirtschaftsrechtl icher Regul ierung 
u n d pr iva tautonomer Gesta l tung zeigen diese Entwicklung in aller Deutl ichkeit . 
Eine sich über Deutschland h inaus ö f fnende Rechtswissenschaft m u ß sich solchen 
Herausforderungen stellen. Dafür s teh t exemplarisch das Recht der F inanzdiens t -
le i s tungen als Q.uerschnittsmaterie von Privatrecht u n d (öffentl ichem) Wirtschafts-
recht. Dem will die vorl iegende Reihe inhalt l ich u n d methodisch Rechnung t ragen. 
Neben d e m Bank-, Kapi ta lmarkt- u n d Finanzrecht als Schwerpunkt zeigen Gesell-
schaftsrecht , Wettbewerbs- u n d Kartellrecht, Immater ia lgüter recht , Insolvenzrecht 
u n d auch Arbeitsrecht ähnl iche Über lagerungen . Die intensive, in ternat ional orien-
t ierte Bearbei tung der Überschne idungen von klassischem Privatrecht, insbeson-
dere Vertragsrecht, u n d Wirtschaftsrecht verspricht reichen Ert rag, gerade auch auf 
europäischer Ebene un te r d e m zusammenfas senden Aspekt des Un te rnehmens -
rechts. 

In der Reihe soll die herausragende Monograph ie ebenso ihren Platz f inden wie der 
Tagungsband , Werke auf Deutsch ebenso wie gelegentlich auf Englisch. Ökono-
misch ausgerichtete Arbei ten sollen neben die jur is t ischen t re ten, die den Schwer-
p u n k t bi lden. In der Reihe sollen Werke zu Europä is ie rung u n d Internat ional is ie-
r u n g z u s a m m e n k o m m e n , die das Wirtschaftsrecht u n d das wirtschaft l ich gedachte 
Privatrecht in he rvo r ragende rwe i se befördern . 

Im September 2004 Horst Eidenmüller, Stefan Grundmann, Susanne Kalss, 
Wolfgang Kerber, Karl Riesenhuber, Heike Schweitzer, 
Hans-Peter Schwintowski, Reinhard Singer, 
Christine Windbichler 
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Einleitung 

Diese Arbeit behandelt einen Teil des bargeldlosen Zahlungsverkehrs in der VR 
China, das chinesische Recht im Rahmen der durch die Banken ausgeführten Über-
weisung (Banküberweisung). Unter der Banküberweisung versteht man den bank-
geschäftlichen Vorgang, bei dem der Schuldner seiner Bank den Auftrag erteilt, zu 
Lasten seines Kontos eine bestimmte Summe auf das Konto des Begünstigten zu 
transferieren. 

Der Anlass dieser Arbeit ist einerseits die Diskussion über den Einlagevertrag und 
den Girovertrag anlässlich des Entwurfs des chinesischen Vertragsgesetzes, das am 
15. März 1999 vom Chinesischen Nationalen Volkskongress verabschiedet wurde -
in Bezug auf den Einlage- und Girovertrag aber wegen der rechtlich unausgereiften 
Vorbereitung nicht in Kraft getretenen ist, andererseits das kürzlich verabschiedete 
deutsche Überweisungsgesetz vom 14. August 1999, welches neue gesetzliche Rege-
lungen in Bezug auf Überweisungen ($$ 675a-g BGB) enthält. Diese unterschied-
lichen Ergebnisse der Gesetzgebung in beiden Staaten regten die Verfasserin 
zunächst dazu an, unter rechtsvergleichender Einbeziehung des deutschen Über-
weisungsrechts die rechtliche Problematik des chinesischen Überweisungsrechts zu 
untersuchen. Im Laufe der Arbeit wurde jedoch deutlich, dass eine umfangreiche 
Untersuchung der chinesischen Rechtslage sinnvoller ist als ein Vergleich, in dessen 
Rahmen einige wichtige Problematiken zwangsläufig nur verkürzt hätten darge-
stellt werden können. 

In der Arbeit wird das Ziel verfolgt, sowohl zivil- und bankrechtliche Unklarheiten 
als auch die Schwierigkeiten bezüglich der systematischen und dogmatischen Ein-
ordnung der rechtlichen Praxis in der VR China dazulegen, um davon ausgehend 
die rechtlichen Rahmenbedingungen des chinesischen Überweisungsverkehrs zu 
analysieren. Da das chinesische Überweisungsrecht in Deutschland bislang noch 
nicht untersucht worden ist, soll die Arbeit auch die Bedürfnisse des deutschen 
Rechtsanwenders, deren Arbeitsgebiet sich aus wirtschaftlichen oder rechtswissen-
schaftlichen Gründen auf den chinesischen Überweisungsverkehr ausdehnt, be-
dienen. 

Eine Beschränkung der Thematik der Arbeit erfolgt zunächst dadurch, dass die Ar-
beit den Überweisungsverkehr nur im Rahmen des Zivilrechts untersucht. Desglei-
chen beschränkt sich die Darstellung auf das chinesische Recht im engeren Sinn, 
nämlich das Recht, dessen Anwendungsgebiet sich nur auf das so genannte „Fest-
land von China" bezieht. Ausgeschlossen werden daher das Überweisungsrecht in 
Hongkong und Macau sowie internationale Überweisungen. Betrachtet werden 
weiter nur die Rechtsverhältnisse zwischen den an der Überweisung unmittelbar 
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teilnehmenden Parteien, nämlich der Bank und dem Kunden, bzw. der Banken 
untereinander. Darüber hinausgehende Beziehungen etwa zwischen den Banken 
zu Dritten wie ζ. B. dem Anbieter der Zahlungstechnik, dem Überweisenden und 
dem Begünstigten aus ihrem Grundschuldverhältnis, sollen von der Untersuchung 
ausgenommen und nur diskutiert werden, wenn es im Zusammenhang sinnvoll 
erscheint. Betrachtet wird weiter nur die Banküberweisung, aber nicht die Post-
überweisung. 

Die Darstellung der Arbeit gliedert sich hauptsächlich in zwei Teile. Der Teil 1 um-
fasst vier Kapitel. Zunächst wird in Kapitel 1 ein Überblick über die Entstehung 
und die historische Entwicklung des modernen Rechtssystems des Bankwesens und 
Bankzahlungsverkehrs unter besonderer Berücksichtigung des Überweisungsver-
kehrs gegeben. Das Kapitel endet mit einem Überblick über die aktuellen Rechts-
quellen. 

In Kapitel 2 wird eine genaue Untersuchung der wichtigsten Grundbegriffe des 
Überweisungsverkehrs wie der Überweisung, des Überweisungsauftrags, der jewei-
ligen beteiligten Parteien und der Banken- bzw. Kreditinstitute vorgenommen. Da 
es immer schwierig ist, in anderen Sprachen eine stimmige Übersetzung für einen 
Begriff zu finden, werden hier in erster Linie der Hintergrund und die Unterschiede 
der betreffenden Begriffe in Gesetz und Praxis behandelt. 

Anschließend werden in Kapitel 3 zunächst das komplizierte Verrechnungskonto-
system sowie auch die Voraussetzungen der Eröffnung der verschiedenen Konto-
arten dargestellt. Dann folgt die Beschreibung der technischen Abwicklung der 
Überweisung in der Praxis, aus der man entnehmen kann, wie in der Bankpraxis das 
gesamte System funktioniert, wenn der Überweisende einen Geldbetrag mittels 
Überleitung einer bzw. mehrerer Banken an einen anderen überweisen will. 

Kapitel 4 behandelt die rechtsdogmatischen Grundlagen der Überweisung. So wird 
zunächst das Rechtsverhältnis zwischen der Bank und ihren Kunden hinsichtlich 
der Unterhaltung eines Verrechnungskontos dargestellt. Dabei werden der Rechts-
charakter des Kontoguthabens und die Unterschiede des Guthabens aus einer Gut-
schrift zu dem per Bareinzahlung analysiert. Anschließend wird der Rechtscharak-
ter des Überweisungsauftrags untersucht und zu dem Ergebnis gekommen, dass 
durch diesen Auftrag ein selbständiger Überweisungsvertrag zwischen dem Über-
weisenden und der beauftragten Bank zustande kommt. Ein weiterer Aspekt ist der 
Vergleich der Überweisung als bargeldlose Zahlungsform mit der Barzahlung im 
Hinblick auf ihre Erfüllungsfunktion der Schuld aus dem Grundverhältnis. Dabei 
werden vor allem die Problematik von Unsicherheiten für die Parteien, die diese 
Form des Geldtransfers wählen thematisiert. 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit den Leistungsstörungen im Überweisungs-
verkehr und der damit verbundenen zivilrechtliche Haftung. In Kapitel 5 werden 
zunächst die wichtigsten Haftungsregelungen des Überweisungsverkehrs, nämlich 
die §§ 241 ff. in der 1997 von der Volksbank erlassenen „Zahlungsverrechnungs-
methode" unter Berücksichtigung der entsprechenden Regelungen in den höher-
rangigen Gesetzen, dem „Kommerzbankgesetz der VR China" von 1995, dem 
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„Vertragsgesetz der VR China" von 1999 und der „Allgemeinen Grundsätzen 
des Zivilrechts" von 1986, kritisch bewertet. Dabei geht es im Wesentlichen um die 
Fragen der Vorraussetzungen, Tragungsarten bzw. der Umfang der Haftung und 
die Bedingungen für eine Haftungsfreiung bzw. -beschränkung. 

Kapitel 6 behandelt die Rechtsstellung des Überweisenden. Ausgehend von einer 
Darstellung der Rechte und Pflichten des Überweisenden bei einer störungsfreien 
Überweisung werden die Hauptfallgruppen der Leistungsstörungen aus Sicht des 
Überweisenden und die dadurch entstanden typischen Schäden des Überweisenden 
dargestellt. Dann wird untersucht, gegen wen bzw. unter welchen Bedingungen der 
Überweisende einen Schadenersatz verlangen kann. Angesichts der Tatsache, dass 
die wirkliche Unsicherheit des Überweisenden bei der Rechtsgeltendmachung in 
der Beurteilung des Verschuldens der Bank bzw. des eigenen Verschuldens liegt, 
wird im letzten Teil dieses Kapitels durch Analyse der typisierten Einzelfällen 
untersucht, in welchen Situationen der Überweisenden mit dem Vorliegen eines 
Bankverschulden bzw. der Anrechnung eines eigenen Verschuldens rechnen muss. 
Ein besonderes Augenmerk legt die Arbeit auf die verschiedenen Risikoverteilungs-
grundsätze der Auftragsfälschung und die Ausführungsunterlassung der Bank auf-
grund mangelnder Deckung. 

Kapitel 7 wendet sich der Rechtsstellung der an der Überweisungskette beteiligten 
Banken zu. Hier wird ebenfalls zunächst ein Abriss der Rechte und Pflichten der 
beteiligten Bank gegeben. Anschließend werden basierend auf den gewonnen Er-
gebnissen in Kapitel 6 die Leistungsstörungen aus Sicht der Bank kurz dargestellt, 
um schwerpunktmäßig zu untersuchen, wie die Bank die bei einer fehlgeschlage-
nen Überweisung erlittenen Schäden auf die anderen Parteien zum Teil oder ganz 
Verlagen kann. Am Ende des Kapitels wird das in der chinesischen Bankzahlungs-
praxis immer wieder auftauchende Problem behandelt, ob und wie eine Bank an 
dem Transferbetrag ein eigenes Aufrechnungsrecht dem Überweisenden oder dem 
den Begünstigten gegenüber ausüben kann. 

In Kapitel 8 geht es schließlich um die Rechtslage des Überweisungsbegünstigten. 
Ausgehend von einer Darstellung des Erfüllungsanspruches gegen den Überweisen-
den aus dem Grundverhältnis wird untersucht, zum welchen Zeitpunkt die Über-
weisung als Erfüllung der Geldschuld erfolgt und welche Ansprüche der Begüns-
tigte nach dem Fehlschlagen der Überweisung hat. Dann wird der Anspruch gegen 
die Banken auf Übertragung des Transfergeldes untersucht. Als Sonderproblem 
wird schließlich die Problematik der Rückgabe des aufgrund einer fehlerhaften 
Überweisung erlangten Betrags behandelt. 

Die Arbeit schließt im Fazit mit einer Zusammenfassung der wichtigsten Ergeb-
nisse in Form von Thesen ab. 
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